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25. Oktober 2013
Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 18.10.13
und Antwort des Senats
- Drucksache 20/9644 -
Betr.: 
Wo sind die konkreten Zahlen zum Passivraucherschutzgesetz? Teil 2

Im Februar 2012 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) Teile des bis dahin geltenden Hamburgischen Gesetzes zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens in der Öffentlichkeit (Hamburgisches Passivraucherschutzgesetz, kurz: HmbPSchG) für verfassungswidrig erklärt. Den von der Bürgerschaftsmehrheit am 13. Juni 2012 angenommenen Entwurf für ein Änderungsgesetz bezeichnete der gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Fraktion während der parlamentarischen Beratungen als „einen sinnvollen und rechtssicheren Weg zu mehr Nichtraucherschutz“ (Pressemitteilung vom 15. Mai 2012). 

Nur knapp ein Jahr nach dem Inkrafttreten der Gesetznovelle ist die Rechtssicherheit abermals infrage gestellt. Wie der Senat in der Antwort auf meine Anfrage vom 20. September 2013 einräumen musste, ist zur Zeit in Hamburg eine Klage anhängig, „in der der Kläger eine Ungleichbehandlung in Bezug auf Spielbanken geltend macht“ (Drs. 20/9414).
Doch nicht nur juristisch droht der Gesetzesnovelle neues Ungemach, auch parlamentarisch steht der Senat beim Passivraucherschutz in der Bringschuld. Der Anfang September veröffentlichte „Bericht des Senats gemäß § 6 des Hamburgischen Passivraucherschutzgesetzes (HmbPSchG) über dessen Anwendung und Auswirkungen“ (Drs. 20/9196) wurde zwar in der Bürgerschaftssitzung vom 25. September 2013 zur weiteren Beratung in den zuständigen Fachausschuss überwiesen. Allerdings enthält der Bericht viele Unklarheiten, die eine fundierte Beratung unmöglich machen.
Beispielsweise enthält der Bericht keinerlei Zahlen für das Jahr 2012 und das obwohl es ausdrücklich zum Berichtszeitraum der Jahre 2009-2012 gehört. Der Senat hat auf die Frage, warum für das Jahr 2012 keine Zahlen veröffentlicht wurden in Drs. 20/9414 geantwortet, dass dies infolge des BVerfG-Urteils und einer zwischen Februar bis September geltenden Übergangsregelung nicht „sinnvoll“ gewesen sei. 
Irritierenderweise werden in dem Bericht hingegen Angaben für das Jahr 2013 gemacht, obwohl dieses gar nicht zum Berichtszeitraum gehört. Dieses Vorgehen rechtfertigt der Senat wiederum damit, dass dadurch „ein kurzer Ausblick auf die Akzeptanz der im September 2012 in Kraft getretenen Regelung gegeben werden soll“ (Drs. 20/9414). Wie aber kann die Akzeptanz der Novelle aus dem Jahr 2012 ohne entsprechendes Zahlenmaterial valide bewertet werden und welchen Sinn ergibt eine trotzdem durchgeführte Befragung?
Es ist zu überlegen, ob der Senat nicht unabhängig von der Berichtspflicht die novellierte Regelung evaluieren möchte, um aktuelle Zahlen zu haben und den Nutzen der Neuregelung sinnvoll bewerten zu können.
Die Zahlen für 2012 hat der Senat erst in der Antwort auf meine Anfrage (Drs. 20/9414) veröffentlicht. Auch diese Zahlen geben Anlass zu Nachfragen.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:

1. Was unterscheidet eine Spielbank von einer Spielhalle?

Eine „Spielbank“ ist eine öffentlich zugängliche Einrichtung, in der staatlich konzessioniertes Glücksspiel angeboten wird, auf Grundlage des Gesetzes über die Zulassung einer öffentlichen Spielbank in Hamburg. 

Der Begriff der „Spielhalle“ ist in § 1 Absatz 2 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land Hamburg definiert.

Wesentliche Unterschiede bestehen im Spielangebot und in der sehr engen Beschränkung der Konzession einer Spielbank auf einen konkreten Hauptstandort und wenige Dependancen. 

2. Darf aktuell in Hamburger Spielbanken geraucht werden?

Grundsätzlich ja. Das Hamburgische Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens in der Öffentlichkeit beinhaltet weder für den Hauptstandort der Spielbank Hamburg noch für ihre Dependancen ein Rauchverbot. Wenn allerdings Getränke oder zubereitete Speisen vor Ort angeboten werden, gilt die Regelung des Rauchverbotes in § 2 Absatz 1 Nummer 9 des Hamburgischen Passivraucherschutzgesetzes (HmbPSchG). Gemäß § 2 Absätze 3 und 4 des HmbPSchG können Raucherräume in der Spielbank eingerichtet werden. 

3. Wer ist der Kläger der in der Antwort auf Frage 9 der Drs. 20/9414 erwähnte, anhängigen Klage bezüglich der Ungleichbehandlung von Spielhallen und Spielbanken?

Zum Namen des Klägers darf das Gericht zur Wahrung der datenschutzrechtlichen Interessen der Beteiligten keine Angaben machen.

4. Wo ist das Verfahren anhängig, wie lautet das Aktenzeichen und wann ist mit einem Abschluss zu rechnen?

Das Verfahren ist beim Verwaltungsgericht unter dem Az. 17 K 1306/13 anhängig. Der Abschluss des am 16. April 2013 eingegangen Verfahrens ist derzeit nicht absehbar.

5. Worin genau sieht der Kläger die Ungleichbehandlung zwischen Spielhallen und Spielbanken?

Zum inhaltlichen Vorbringen des Klägers darf das Gericht zur Wahrung der datenschutzrechtlichen Interessen der Beteiligten keine Angaben machen.

6. Besteht aus Sicht des Senats bzw. der zuständigen Behörde hinsichtlich des Passivraucherschutzes eine Ungleichbehandlung von Spielhallen und Spielbanken? Wenn ja, sollte diese nach Ansicht des Senats bzw. der zuständigen Behörde beibehalten werden? Wenn nein, durch welche Regelung des HmbPSchG werden Spielbanken erfasst?

Aus Sicht der zuständigen Behörde sollte die Unterscheidung so beibehalten werden, weil die Hamburger Spielbanken bereits als Mischbetriebe in der Regel unter das Passivraucherschutzgesetz fallen. Im Übrigen siehe Antwort zu 1. 
Darüber hinaus hat sich der Senat hiermit nicht befasst. 

7. Möchte der Senat bzw. die zuständige Behörde die novellierte Regelung zum Passivraucherschutzgesetz auch unabhängig von der geltenden Berichtspflicht evaluieren und/oder eine aktuelle Befragung dazu durchführen lassen? Wenn ja, bis wann werden entsprechende Zahlen und Ergebnisse vorliegen? Wenn nein, warum nicht?

Nein. Siehe Drs. 20/9343. Aufgrund der fortschreitenden Akzeptanz der Rauchverbote sind weitergehende Berichtspflichten nicht erforderlich.

8. Aus der Antwort auf Frage 5 der Drs. 20/9414 geht hervor, dass es im Jahr 2012 im Bezirk Mitte nur drei Anzeigen der Polizei gab. In 2011 waren es noch 27 und in 2010 noch zwölf. Wie erklärt sich der Senat bzw. die zuständige Behörde diese geringe Anzahl von Anzeigen im Jahr 2012?

Es liegen dem Senat keine Erkenntnisse zu den genauen Hintergründen der in 2012 gesunkenen Zahlen der polizeilichen Angaben vor. Es besteht die Vermutung, dass dies mit der zunehmenden Akzeptanz bei der Umsetzung in Zusammenhang steht.

9. Aus der Antwort auf Frage 7 der Drs. 20/9414 geht hervor, dass die Zahl der Mehrfachverstöße im Bezirk Mitte im Jahr 2012 sehr stark und zwar auf 21 angestiegen ist. Wie erklärt sich der Senat bzw. die zuständige Behörde diesen enormen Anstieg?

Die stark angestiegene Zahl der Mehrfachverstöße lässt sich zurückführen auf gezielte Nachkontrollen in den Betrieben mit bereits in der Vergangenheit (auch in den Vorjahren) festgestellten Verstößen gegen das Passivraucherschutzgesetz durch das zuständige Fachamt des Bezirksamtes Hamburg-Mitte.

10. Wer hat die systematischen, schriftlichen Erhebungen und wer die Interviews und Gespräche durchgeführt, auf die im Bericht (Drucksache 20/9196) auf Seite 5ff. eingegangen wird? Nach welchen Kriterien wurden die „geeigneten Repräsentanten“ ausgewählt und wie viele waren dies überhaupt? Wie hoch war die „gute“ Rücklaufquote genau?
Die zuständige Behörde hat die schriftlichen Erhebungen sowie die Interviews und Gespräche zu den Erfahrungen mit der Umsetzung des HmbPSchG durchgeführt. Die geeigneten Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner sowie Repräsentanten wurden nach Betroffenheit der Einrichtungen ausgewählt. Eine genaue Zahl der Personen, die sich mit den Nachfragen der zuständigen Behörde zur Umsetzung der PrSchG beschäftigt haben, kann nicht benannt werden, da ein Teil der Recherchen auch über Koordinierungsstellen/vermittelnde Personen weitergeleitet wurden.  
Die Angaben der Hamburger Krankenhäuser, Rehabilitationseinrichtungen, Heime und Wohneinrichtungen, Jugendeinrichtungen sowie die Angaben der Justizvollzugsanstalten wurden mit einem Fragebogen von der zuständigen Behörde erhoben. Hier betrug die Rücklaufquote der Fragebögen annähernd 70 %.

Die Erfahrungen in den Schulen mit der Umsetzung des HmbPSchG wurden über das Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung erfragt. Die Erfahrungen in Behörden, Hochschulen, Kitas, Sporthallen und Hallenbädern wurden einerseits direkt durch Telefonate, andererseits über Personen mit Koordinierungsfunktion erfragt.

11. In dem oben genannten Bericht (Drs. 20/9196) erklärt der Senat auf Seite 9, dass auf Grund der SCHULBUS-Daten belegt werde, dass das Rauchen an den Schulen stark zurückgegangen sei. Gleichzeitig hat der Senat jedoch in einer Pressemitteilung vom 25. Juni 2013 zur Veröffentlichung der aktuellen SCHULBUS-Daten mitgeteilt, dass „der Anteil der Jugendlichen, die in den vergangenen 30 Tagen geraucht haben, wieder angestiegen“ sei. Auch der Leiter der SCHULBUS-Studie, Theo Baumgärtner, hat die aktuelle Entwicklung beim Tabakkonsum im Rahmen einer am 27. September 2013 durchgeführten Tagung des Deutschen Zentrums für Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters (DZSKJ) folgendermaßen zusammengefasst: „Der aktuelle Konsum von Tabak hat wieder zugenommen. Die verhältnispräventiven Maßnahmen wie z.B. das schulische Rauchverbot, die Anhebung des Abgabealters, Preiserhöhungen und das damit insgesamt geschärfte Risikobewusstsein haben an Dynamik eingebüßt.“
a. Wie erklärt sich der Senat bzw. die zuständige Behörde die widersprüchlichen Aussagen bzgl. der Entwicklung des Tabakkonsums?

b. Wie hat sich das Rauchen an den Schulen nach Ansicht des Senats bzw. der zuständigen Behörde und unter Berücksichtigung der aktuellen SCHULBUS-Daten entwickelt?
c. Ist das Rauchen an Schulen zwischen den SCHULBUS-Studien 2009 und 2012 zurückgegangen, gleichgeblieben oder angestiegen?
Es gibt keine widersprüchlichen Aussagen. Das Rauchen an Schulen ist zwischen den SCHULBUS-Studien 2009 und 2012 zurückgegangen. Darüber hinaus ist die zuständige Behörde der Auffassung, dass sich aus der SCHULBUS-Studie keine Trendwende herleiten lässt.
Die 30-Tage-Prävalenz des Rauchens unter Jugendlichen in Hamburg hat von 2004 (43 %) bis 2009 (28 %) abgenommen; allerdings ist diese 30-Tage-Prävalenz von 2009 bis 2012 wieder auf 34 % angestiegen. Aus dieser Entwicklung ist noch kein Trend zu erkennen.  
Dem gegenüber ist der regelmäßige Tabakkonsum (>= 5 Zigaretten/Tag) von 2005 (19 %) stetig bis 2012 (9 %) gesunken. 
Auch die Lebenszeitprävalenz von Tabak ist seit 2004 gesunken, und zwar von 69 % auf 50 % (2012).

Zudem ist das Alter der Erstkonsumenten seit 2005 von 12,5 Jahren auf 13,8 Jahre (2012) gestiegen.

d. Ist es auch Sicht des Senats bzw. der zuständigen Behörde erforderlich, die Dynamik der verhältnispräventiven Maßnahmen wieder zu erhöhen? Wenn ja, welche Maßnahmen plant der Senat bzw. die zuständige Behörde in diesem Kontext? Wenn nein, wieso nicht?
Nein, vor dem Hintergrund der Ergebnisse der SCHULBUS-Studien hält die zuständige Behörde die bestehenden Maßnahmen zur Tabakprävention für ausreichend.

20-09644

Seite 1 von 2
20-09644

Seite 2 von 1
20-09644

Seite 2 von 1

